
behandelt. Das Gewicht der Grundrechte und
die Relevanz grundrechtlicher Zuordnungs-
und Abwägungsvorgänge legitimieren die-
sen Zugang vom öffentlichen Recht her. Al-
lerdings findet sich nach einer Einleitung im
Allgemeinen Teil des Buches auch ein Kapi-
tel zu Inhalt und Bedeutung der Medien, vor
denjenigen über allgemeine Verfassungs-
prinzipien und Mediengrundrechte sowie ei-
nem weiteren zu Abwehrrechten und Rechts-
schutz gegenüber den Medien. Darauf folgen
das Urheberrecht, dann der Jugend- und der
Datenschutz sowie das Wettbewerbsrecht und
das Strafrecht. Zu guter Letzt findet man das
Kapitel zur europäischen und internationa-
len Medienordnung. Der Besondere Teil des
Lehrbuches wendet sich dann in einzelnen
Kapiteln der periodischen Presse, dem Buch,
dem Rundfunk, dem Film und Multimedia
zu, bevor Kontrollfragen dem Studierenden
weiterhelfen, ebenso wie das Stichwortver-
zeichnis am Ende und Benutzungshinweise
sowie ein Abkürzungsverzeichnis am Anfang.
Selten finden sich in der Darstellung Lücken,
die praktische Folgen haben. Eine Ausnahme
bildet insoweit das Recht am eigenen Bild von
Prominenten, wo die jüngste Judikatur des
Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte im Konflikt mit der Sicht des Bundes-
verfassungsgerichts steht und nun, nachdem
die Bundesrepublik das Plenum in Straßburg
nicht angerufen hat, eine Weile jedenfalls
eine gewisse Rechtsunsicherheit bestehen
wird, bis die Jurisdiktionen sich aufeinander
eingespielt haben und ein gemeineuropäi-
sches Konzert daraus entsteht. Dabei geht
es um die Frage, ob die in Frankreich im
Übrigen übliche totale Abschirmung des Pri-
vatlebens der politischen und sozialen Pro-
minenz der Pressefreiheit gerecht wird und
mithin die Privatheits- und Persönlichkeits-
rechte durchgreifen oder hier feinere Diffe-
renzierungen im Lichte der Pressefreiheit ge-
boten sind, die die deutsche Rechtsprechung
entwickelt hat. In diesem Zusammenhang
steht auch eine Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom Oktober 2004, die
klar zum Ausdruck bringt, dass in den ge-
nannten Zuordnungs- und Abwägungskon-
texten die nationale Verfassungsgerichts-
barkeit im Wege der Verfassungsbeschwerde
gegen fachgerichtliche Entscheidungen auch
im Hinblick auf die Gewährleistungen der
EMRK vorgeschaltet befasst sein sollte, be-

Das erfolgreiche und auch äußerlich ansehn-
liche Lehrbuch Fechners hat schon wieder in
Gestalt einer neuen Auflage seinen Platz in
der vorderen Reihe der Medienrechtslehr-
bücher eingenommen. Es wendet sich vor al-
lem auch an Nichtjuristen, Nebenfachstu-
dierende und andere Laien. Fechner, der un-
verändert in Ilmenau in Thüringen lehrt, hat
auch dort solches Publikum. Das ist Teil des
Geheimnisses des Bucherfolgs. 
Nachdem in der Vorauflage die neuen Ju-
gendschutzbestimmungen, das Urheberrecht
und die Buchpreisbindung im Mittelpunkt der
Neuerungen standen, sind es nun neben der
Fortführung der Rechtsprechung oberster Ge-
richte die vollständige Neuregelung des Wett-
bewerbsrechts, die TKG-Novelle, das Film-
förderungsgesetz und der neue Rundfunkän-
derungs-Staatsvertrag. Auch wurde im Vor-
griff schon der Vertrag über eine Verfassung
für Europa berücksichtigt, dessen Inkraft-
treten allerdings auf sich warten lassen wird.
Der Aufbau des Buches entfaltet den Stoff von
den Grundrechten her, was angesichts der
großen Bedeutung der Kommunikations-
freiheiten auch nahe liegt. Erst danach wer-
den die Gegenstände des einfachen Rechts

deren Möglichkeiten insgesamt durch eine
Förderung seitens der Landesmedienanstal-
ten eher Aussicht haben. Diese Aspekte führ-
ten zu einer lebhaften Diskussion, an der sich
Vertreter eines Campus-Hochschulradios, ei-
ner Staatskanzlei sowie die bisherigen Refe-
renten rege beteiligten.
Der Schlussbeitrag von Haus stellte die neu-
en EG-Richtlinien vor, die zeigen, in welchem
Maße sich die Dinge unter Aspekten des Wett-
bewerbs und des Marktes verlagern. Hier soll
Zugang Wettbewerb auf der Grundlage der
Ressourcen einzelner Unternehmen ermög-
lichen, wobei dieser Wettbewerb indes einen
abgeleiteten Status hat, der ohne Regulie-
rung nicht aufrechtzuerhalten ist. Diese muss
auf Schaffung eines Infrastrukturwettbe-
werbs gerichtet sein. Das führt zu einem neu-
en Rechtsrahmen der Kommunikation, der
mit Zielsetzungen und Stichworten wie Bin-
nenmarkt, Konvergenz, Universaldienste und
Kommunikationsnetze angesprochen ist. Der
dafür erforderliche Zugangsbegriff erfordert
Verhandlungspflichten und Regulierungs-
muster auf der Grundlage von Marktbegriff
und -analyse. Auf diese grundlegenden Aus-
führungen folgte eine Diskussion, in der sich
u.a. Danwitz und Stern äußerten. Haus ant-
wortete eingehend auf alle Stellungnahmen,
bevor Prütting mit einem Schlusswort und
damit die Veranstaltung ebenso wie nun den
Band schloss.
Insgesamt eine gelungene, ausgreifende und
umfassende, aber doch auch punktuell prä-
zise „tour d’horizon“, die in ihrer Kürze eben-
so wie in ihrer Prägnanz erfrischt und ihre Le-
ser finden wird.
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negiert werden darf und das sich auch gegen-
über gesetzlich auferlegten Bindungen ver-
selbständigen kann. Dies kann öffentlich-
rechtliche Anstalten veranlassen, besonders
unter den Bedingungen des Wettbewerbs mit
privaten Veranstaltern, sich über Begren-
zungen ihres Programmauftrags und Schran-
ken für ihre wirtschaftlichen Aktivitäten hin-
wegzusetzen. Eben deshalb ist die Effizienz
der anstaltsinternen Aufsicht beschränkt.
Denn die anstaltsinternen Organe fühlen sich,
zumal unter Wettbewerbsbedingungen, pri-
mär ihrer eigenen Anstalt verpflichtet. Anders
lassen sich immer wieder zu beobachtende
gravierende Verstöße gegen Erfordernisse des
Jugendschutzes in öffentlich-rechtlichen Pro-
grammen zur besten Sendezeit ebenso wenig
erklären, wie die für den unbefangenen Be-
trachter eklatante Zunahme des „product
placement“ in den beiden großen öffentlich-
rechtlichen Vollprogrammen. Und wenn etwa
die Anstalt des öffentlichen Rechts „Zweites
Deutsches Fernsehen“ bei rechtlich proble-
matischen Aktivitäten wie der Zusammen-
arbeit mit T-online oder dem Onlineangebot
Leute heute oder auch dem ZDF-Medienpark
letztlich doch zurückgerudert ist, so waren
es gravierende rechtliche Einwände von
außen, die hier zu besserer Einsicht führten
– die anstaltsinternen Gremien hatten recht-
liche Bedenken nicht weiter verfolgt. Ob also
das Konzept der primär anstaltsinternen Auf-
sicht und der nur begrenzten nachrangigen
Staatsaufsicht noch adäquat ist, mag mit gu-
ten Gründen bezweifelt werden. 
Eben diese Entwicklungen beschreibt Claudia
Gotzmann als Ausgangspunkt ihrer Unter-
suchung über die Staatsaufsicht über die
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten,
einer von Klaus Stern betreuten Kölner Dis-
sertation. Die, hierin zeigt sich die Stern’sche
Schule, in Aufbau und Gedankenführung
außerordentlich klare und übersichtliche Ar-
beit gliedert sich in zwei Teile. Im ersten Teil
untersucht die Verfasserin, ausgehend von der
ebenso grundlegenden wie häufig beiseite
gelassenen Erkenntnis, dass öffentlich-recht-
liche Rundfunkanstalten eben Anstalten des
öffentlichen Rechts sind und als solche anstalts-
rechtlichen Bindungen unterliegen, die grund-
sätzliche verfassungsrechtliche Thematik der
Staatsaufsicht über Anstalten des öffentlichen
Rechts. Im zweiten Hauptteil werden dann
die Besonderheiten behandelt, die sich dar-

Anstalten des öffentlichen Rechts haben die
Vermutung gesteigerter Rechtstreue für sich,
nehmen dies zumindest in Anspruch. Nicht
zuletzt deshalb wurden die öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten, von verfassungs-
rechtlichen Implikationen einmal abgesehen,
stets nur einer begrenzten staatlichen Auf-
sicht unterworfen. Für die staatliche Rechts-
aufsicht gilt zudem der Grundsatz der Sub-
sidiarität. Sie kann erst dann einschreiten,
wenn anstaltsinterne Aufsicht nicht zur Ab-
hilfe führt. Auf ihr, auf den anstaltsinternen
Gremien liegt jedoch der Schwerpunkt der
Aufsicht über den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk; sie wird in ihrer Effizienz insge-
samt eher zurückhaltend beurteilt. Effizien-
te Aufsicht ist jedoch auch beim öffentlich-
rechtlichen Rundfunk nicht per se verzicht-
bar. Denn dass öffentlich-rechtliche Anstalten
kraft Gesetzes einem besonderen Auftrag ver-
pflichtet sind, bietet noch nicht die Gewähr
dafür, dass die hieraus folgenden Bindungen
auch ausnahmslos beachtet werden. Dies er-
folgt schon aus jenem institutionstypischen
„Selbstbehauptungs- und Ausweitungsinter-
esse“ (BVerfGE 87, 181/202), das bei öffent-
lich-rechtlichen Institutionen nicht generell

vor eine Sache nach Straßburg geht. Zudem
darf im konkreten Zusammenhang die si-
tuative Seite der Fälle nicht vernachlässigt
werden; sie kann eine schlichte „Ausführung“
eines „Rechtsanwendungsbefehls“ aus Straß-
burg unmöglich machen, weil im Einzelfall
hier und jetzt in der konkreten Situation meh-
rere Grundrechte im Spiel sind, die der Zu-
ordnung in kasuistischer Weise bedürfen, um
den Fall vertretbar lösen zu können. Wie die-
se Bemerkungen zeigen, geht es insoweit
tatsächlich um etwas höhere juristische Ma-
thematik, so dass man das in einem Lehrbuch
zur Einführung und für Laien vielleicht zu
Recht so nicht findet, obwohl solche Kom-
plexität auch im Medienrecht häufig ist.
Das Buch wird seinen Weg indes weiter ma-
chen. Hier war es nur wiederum anzuzeigen,
weil es seine Aktualität durch diese Auflage
wiedergewonnen hat. Der Druckfehlerteufel
ist allerdings nicht ganz entwichen – vgl. z.B.
S. 277, wo von „Nerner Hahe“ statt „Werner
Hahn“ unter den Kommentaren die Rede ist.
Das durchschaut aber auch der Laie und kann
insofern verwunden werden. Etwas billiger
sollte das Buch allerdings nach einer Vielzahl
von Auflagen langsam werden, hofft man
im Interesse des Käufers.
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